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Gesetz
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin,  

zur Änderung der Verordnung zur Gewährung von Erschwerniszulagen und zur Änderung weiterer  
besoldungsrechtlicher Regelungen (Vollzugsdienst-Zulagenänderungsgesetz – VdZulG)

Vom 5. Juni 2019

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

in der Überleitungsfassung für Berlin
Das Bundesbesoldungsgesetz in der Überleitungsfassung für Ber-

lin nach Artikel III § 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 21. Juni 2011 
(GVBl. S. 266), das zuletzt durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 
(GVBl. S. 709) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Anlage  I (Bundesbesoldungsordnungen A und B), Vorbemer-

kungen, II. Zulagen, wird wie folgt geändert:
a)	 Nummer 10 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen 
Dienstes der Bundesbesoldungsordnung A erhalten eine 
Stellenzulage nach Anlage  IX. Die Zulage erhalten auch 
feuerwehrtechnische Beamtinnen und Beamte in der Lauf-
bahnausbildung. Ärztinnen und Ärzte der Berliner Feuer-
wehr erhalten die Zulage, wenn sie im Einsatzdienst ver-
wendet werden.“

b)	 Nummer 27 wird wie folgt gefasst:

„27. Allgemeine Stellenzulage

(1) Eine das Grundgehalt ergänzende ruhegehaltfähige 
Stellenzulage nach Anlage IX erhalten
a)	 Beamte des mittleren Dienstes in Laufbahnen, deren 

Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 5 oder A 6 zuge-
ordnet ist, des mittleren technischen Dienstes, des mitt-
leren Feuerwehrdienstes, der Gerichtsvollzieherlaufbahn 
und des mittleren Polizeivollzugsdienstes sowie Unter-
offiziere
aa)	 in den Besoldungsgruppen A 5 bis A 8,
bb)	 in den Besoldungsgruppen A 9 und A 10,

b)	 Beamte der Laufbahnfachrichtung Justiz und Justizvoll-
zugsdienst mit den Laufbahnzweigen des allgemeinen 
Vollzugsdienstes, des Krankenpflegedienstes und des 
Werkdienstes an Justizvollzugsanstalten
aa)	 in den Besoldungsgruppen A 7 und A 8,
bb)	 in den übrigen Besoldungsgruppen,

c)	 Beamte des gehobenen Dienstes in Laufbahnen, deren 
Eingangsamt der Besoldungsgruppe A 9 oder nach § 23 
Absatz  2 der Besoldungsgruppe A 10 zugeordnet ist,  
ihnen gleichgestellte Beamte sowie Offiziere in den  
Besoldungsgruppen A 9 bis A 13,

d)	 Beamte des höheren Verwaltungsdienstes einschließlich 
der Beamten besonderer Fachrichtungen, Studienräte, 
Militärpfarrer und Polizeivollzugsbeamte in der Besol-
dungsgruppe A 13; die Studienräte des Landes Bayern 
mit der Lehrbefähigung für Realschulen und die Stu-
dienräte an Volks- und Realschulen der Freien und Han-
sestadt Hamburg gelten nicht als Studienräte im Sinne 
dieser Vorschrift.

(2) In den Fällen des § 46 Absatz 2 Satz 2 ist nur Absatz 1 
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb, Buchstabe c und d mit 
den in Anlage  IX angegebenen Beträgen zu berücksich
tigen.“

2.	 Anlage IX (Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen) 
wird wie folgt geändert:
a)	 Die Angabe zu Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

„Nummer 8
Die Zulage beträgt für Beamte der Besoldungsgruppen
A 2 bis A 5 			  120,80 Euro
A 6 bis A 9 			  161,06 Euro
A 10 und höher 		  201,32 Euro”

b)	 Die Angabe zu Nummer 9 wird wie folgt gefasst:
	 „Nummer 9

Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit
von einem Jahr 		    66,87 Euro
von zwei Jahren 		  133,75 Euro“

c)	 Die Angabe zu Nummer 10 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„Nummer 10 Absatz 1
Die Zulage beträgt nach einer Dienstzeit
von einem Jahr 		    66,87 Euro
von zwei Jahren 		  133,75 Euro“

d)	 Die Angabe zu Nummer 27 wird wie folgt gefasst:
„Nummer 27
Absatz 1

Buchstabe a
Doppelbuchstabe aa	   20,38 Euro
Doppelbuchstabe bb	   79,70 Euro

Buchstabe b
Doppelbuchstabe aa	   20,38 Euro
Doppelbuchstabe bb	   79,70 Euro

Buchstabe c 		    88,59 Euro
Buchstabe d 		    88,59 Euro

Absatz 2
Buchstabe a

Doppelbuchstabe bb 	   59,37 Euro
Buchstabe b

Doppelbuchstabe bb 	   59,37 Euro
Buchstabe c und d 	   88,59 Euro“

e)	 Die für das Besoldungsrecht zuständige Senatsverwaltung 
wird ermächtigt, die Anlage IX mit den unter Buchstaben a 
bis d erhöhten Beträgen im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin bekannt zu machen.

Artikel 2 
Änderung des Gesetzes 

zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 
für das Land Berlin 2017/2018, zur Änderung 

des Sonderzahlungsgesetzes und zur Änderung 
weiterer besoldungsrechtlicher Vorschriften

Artikel 8 des Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versor-
gung für das Land Berlin 2017/2018, zur Änderung des Sonderzah-
lungsgesetzes und zur Änderung weiterer besoldungsrechtlicher 
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Vorschriften vom 20. Juli 2017 (GVBl. S.  382, 439), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 9. April 2018 (GVBl. S. 202) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„Artikel 8 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am  
1. August 2017 in Kraft.

(2) Artikel 4 § 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in Kraft.
(3) Artikel 4 § 2 tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2018 in Kraft.“

Artikel 3 
Änderung der Verordnung über 

die Gewährung von Erschwerniszulagen
Die Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I 
S. 3497), die zuletzt durch Artikel 4 § 1 des Gesetzes vom 20. Juli 
2017 (GVBl. S. 382) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Folgende Inhaltsübersicht wird vorangestellt:

„Inhaltsverzeichnis

1.	 Abschnitt – Allgemeine Vorschriften
§ 1	Anwendungsbereich
§ 2	Ausschluss einer Erschwerniszulage neben einer Aus-

gleichszulage
2.	 Abschnitt – Einzeln abzugeltende Erschwernisse

1.	 Titel – Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten
§ 3			  Allgemeine Voraussetzungen
§ 4		 Höhe und Berechnung der Zulage
§ 4a		�  Weitergewährung bei vorübergehender Dienstun

fähigkeit
§ 5			  Ausschluss der Zulage durch andere Zulagen
§ 6			  (weggefallen)
§ 6a		  (weggefallen)

2.	 Titel – Zulagen für Tätigkeiten in Todes- und Brand-
ermittlungssachen und für den Einsatz in einer Alarm-
hundertschaft
§ 7			  �Zulage für Tätigkeiten in Todesermittlungssachen
§ 8			�  Zulage für Tätigkeiten in Brandermittlungssachen
§ 9			  �Zulage für den Einsatz in einer Alarmhundertschaft

3.	 Titel – Zulagen für den Umgang mit Munition und Ex-
plosivstoffen
§ 10		�  Zulage für den Umgang mit Munition mit beson-

ders hohem Gefährlichkeitsgrad
§ 11		�  Zulage für Tätigkeiten der Sprengstoffentschärfe-

rinnen und Sprengstoffentschärfer sowie Spreng
stoffermittlerinnen und Sprengstoffermittler

4.	 Titel – Zulage für Tätigkeiten an Antennen und Anten-
nenträgern, an Geräten und Geräteträgern des Wetter-
dienstes, des Vermessungsdienstes sowie an Windmas-
ten des lufthygienischen Überwachungsdienstes
§ 12		  Allgemeine Voraussetzungen
§ 13		  Höhe der Zulage
§ 14		  Berechnung der Zulage
§ 15		�  Zulage für Tätigkeiten an Geräten und Geräteträ-

gern des Wetterdienstes, des Vermessungsdiens-
tes sowie an Windmasten des lufthygienischen 
Überwachungsdienstes

5.	 Titel – Zulagen für Klimaerprobung
§ 16		  Zulage für Klimaerprobung
§ 16a	 (weggefallen)

6.	 Titel – Zulage für die Pflege schwer brandverletzter Pa-
tientinnen und Patienten
§ 17	� Allgemeine Voraussetzungen und Höhe der Zu-

lage
3.	 Abschnitt – Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten

§ 17a	 Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten
§ 17b	 Höhe der Zulage
§ 17c	 Ausschluss der Zulage
§ 17d	� Weitergewährung bei vorübergehender Dienstun

fähigkeit
4.	 Abschnitt – Zulagen in festen Monatsbeträgen

§ 18	 Entstehung des Anspruchs
§ 19	� Unterbrechung der zulageberechtigenden Tätigkeit
§ 20	 (weggefallen)
§ 21	 Zulagen für die Pflege von Kranken
§ 22	� Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-

vollzugsbeamte für besondere polizeiliche Einsätze 
sowie für Beamtinnen und Beamte als Verdeckte Er-
mittlerinnen und Verdeckte Ermittler

§ 22a	� Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamte als fliegendes Personal

§ 22b	� Zulage für die Verwendung in der Bereitschaftspoli-
zei

§ 23	� Zulage für die Beseitigung von Munition aus den 
Weltkriegen

§ 23a	 Zulage für Höhenrettungstätigkeit
§ 23b	 Zulage für Tauchertätigkeit
§§ 23c bis 23n (weggefallen)

5.	 Abschnitt – (weggefallen)
§§ 24 bis 27 (weggefallen)

6.	 Abschnitt – Übergangsregelungen
§ 28	� Übergangsregelung für die Umstellung von den Zu-

lagen für Wechselschichtdienst und für Schichtdienst 
auf die Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten“

2.	 In §  1 Satz  1 werden vor dem Wort „Empfänger“ die Wörter 
„Empfängerinnen und“ eingefügt.

3.	 § 3 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 in dem Satzteil vor dem Komma werden jeweils 

vor den Wörtern „Empfänger“ die Wörter „Empfängerinnen 
und“ eingefügt.

b)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Bei Teilzeitbeschäftigung werden diese Dienststunden im 
gleichen Umfang wie die Arbeitszeit reduziert.“

c)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Bei Teilzeitbeschäftigung werden diese Dienststunden im 
gleichen Umfang wie die Arbeitszeit reduziert.“

d)	 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Zum Dienst zu ungünstigen Zeiten gehören nicht 

Reisezeiten bei Dienstreisen und die Rufbereitschaft.“
e)	 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Rufbereitschaft im Sinne von Absatz 4 ist das Bereithalten 
von hierzu Verpflichteten in ihrer Häuslichkeit (Hausrufbe-
reitschaft) oder das Bereithalten an einem von ihnen anzu-
zeigenden und dienstlich genehmigten Ort ihrer Wahl (Wahl-
rufbereitschaft), um bei Bedarf zu Dienstleistungen sofort 
abgerufen werden zu können.“

4.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Buchstabe a wird die Angabe „0,64 Euro“ durch die 
Angabe „0,72 Euro“ ersetzt.
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1.	 je Leichenbesichtigung ohne tiefgreifende körperliche Ver-
änderungen am Leichnam, wie etwa fortgeschrittene Fäulnis 
oder durch äußere Einwirkung verursachte Körperöffnun-
gen oder Körperteilabtrennungen, 5 Euro,

2.	 je Leichenbesichtigung mit tiefgreifenden körperlichen Ver-
änderungen am Leichnam, wie etwa fortgeschrittene Fäulnis 
oder durch äußere Einwirkung verursachte Körperöffnun-
gen oder Körperteilabtrennungen, 15 Euro,

3.	 je Teilnahme an einer Obduktion 10 Euro.“
10.	§ 8 wird wie folgt gefasst:

„§ 8 
Zulage für Tätigkeiten 

in Brandermittlungssachen
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte er-

halten für die Tätigkeiten in Brandermittlungssachen unter Be-
rücksichtigung der jeweils gültigen Gefährdungsbeurteilung 
(GBU) nach den §§ 3, 5 und 6 des Arbeitsschutzgesetzes nach 
Absatz 2 eine Zulage. Die Zulage nach Absatz 2 gilt analog auch 
für sonstige Ermittlungssachen, die eine Untersuchungstätigkeit 
im Gefahrenbereich nötig machen.

(2) Die Zulage für Tätigkeiten in Brandermittlungssachen be-
trägt je kriminalpolizeiliche Brandortbesichtigung
1.	 im Gefahrenbereich 1 (GB1) 10 Euro,
2.	 im Gefahrenbereich 2 (GB2) 15 Euro,
3.	 im Gefahrenbereich 3 (GB3) 30 Euro.“

11.	§ 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9 
Zulage für den Einsatz 

in einer Alarmhundertschaft
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte erhal-

ten für jeden Einsatz in einer Alarmhundertschaft eine Zulage 
von 20 Euro, höchstens jedoch 60 Euro monatlich.“

12.	§ 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 
Zulage für den Umgang mit Munition mit 

besonders hohem Gefährlichkeitsgrad
Beamtinnen und Beamte erhalten für das Laborieren, Delabo-

rieren und Untersuchen von Munition und Munitionskomponen-
ten mit besonders hohem Gefährlichkeitsgrad, insbesondere von 
unbekannter, beanstandeter oder belasteter Munition, eine Zu-
lage in Höhe von 4,06 Euro täglich. Die Tätigkeit muss von der 
Beamtin oder dem Beamten selbst ausgeübt werden. Bei einem 
Einsatz von mehr als sechs Stunden täglich erhöht sich die Zu-
lage für jede weitere Stunde um 0,82 Euro, höchstens jedoch bis 
zu 8,16 Euro.“

13.	§ 11 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 11 
Zulage für Tätigkeiten der Sprengstoffent- 

schärferinnen und Sprengstoffentschärfer sowie 
Sprengstoffermittlerinnen und Sprengstoffermittler“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz  1 werden vor dem Wort „Beamte“ die Wörter 

„Beamtinnen und“ eingefügt, nach dem Wort „Beamte“ 
die Wörter „und Soldaten“ gestrichen sowie vor den 
Wörtern „zum Sprengstoffentschärfer“ die Wörter „zur 
Sprengstoffentschärferin oder“ eingefügt.

bb)	In Satz 2 wird die Angabe „25,56 Euro“ durch die An-
gabe „28,01 Euro“ ersetzt.

cc)	Satz 5 wird aufgehoben.
c)	 In Absatz 2 wird die Angabe „255,65 Euro“ durch die An-

gabe „280,10 Euro“ ersetzt.
d)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

bb)	In Buchstabe b wird die Angabe „1,28 Euro“ durch die 
Angabe „1,68 Euro“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 Buchstabe a 

beträgt die Zulage
1.	 für Beamtinnen und Beamte nach den Nummern 9 und 

10 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsord-
nungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Überleitungsfassung für Berlin sowie

2.	 für Beamtinnen und Beamte in Ämtern der Bundesbe-
soldungsordnung A des Bundesbesoldungsgesetzes in 
der Überleitungsfassung für Berlin bei Justizvollzugs-
anstalten

0,83 Euro je Stunde; dies gilt auch für entsprechende Be-
amtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst.“

5.	 § 4a wird wie folgt gefasst:

„§ 4a 
Weitergewährung bei 

vorübergehender Dienstunfähigkeit
(1) Die Zulage wird Beamtinnen und Beamten weitergewährt, 

die vorübergehend dienstunfähig sind
a)	 infolge eines Unfalls im Sinne des § 31a Absatz 2 des Lan-

desbeamtenversorgungsgesetzes oder
b)	 eines Dienstunfalls im Sinne des § 37 Absatz 1 oder 2 des 

Landesbeamtenversorgungsgesetzes.
(2) Die Höhe der Zulage entspricht dem Durchschnitt der Zu-

lagen für die letzten drei Monate vor Beginn des Monats, in dem 
die vorübergehende Dienstunfähigkeit eingetreten ist. Steht der 
Beamtin oder dem Beamten in dem Monat, in dem die vorüber-
gehende Dienstunfähigkeit eingetreten ist, auf Grund der tat-
sächlich geleisteten Dienste eine höhere Zulage zu, ist dieser 
Betrag maßgeblich.“

6.	 § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5 
Ausschluss der Zulage durch andere Zulagen

(1) Die Zulage wird nicht gewährt neben
1.	 einer Vergütung für Beamtinnen und Beamte im Vollstre-

ckungsdienst (§  49 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Überleitungsfassung für Berlin),

2.	 Auslandsdienstbezügen (§ 55 oder § 58a des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin),

3.	 einer Zulage nach Nummer 8 der Vorbemerkungen zu den 
Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin.

(2) Die Zulage entfällt oder sie verringert sich, soweit der 
Dienst zu ungünstigen Zeiten auf andere Weise als mitabgegol-
ten oder ausgeglichen gilt.“

7.	 § 6 wird aufgehoben.
8.	 Im 2. Abschnitt wird die Überschrift des 2. Titels wie folgt ge-

fasst:
„2. Titel 

Zulagen für Tätigkeiten in Todes- und Brandermittlungssachen  
und für den Einsatz in einer Alarmhundertschaft“

9.	 § 7 wird wie folgt gefasst:

„§ 7 
Zulage für Tätigkeiten 

in Todesermittlungssachen
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte er-

halten für die Tätigkeiten in Todesermittlungssachen nach Ab-
satz 2 eine Zulage.

(2) Die Zulage für Tätigkeiten in Todesermittlungssachen be-
trägt
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1.	 zu wechselnden Zeiten zum Dienst herangezogen werden und
2.	 im Kalendermonat mindestens fünf Stunden Dienst in der 

Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr (Nachtdienststunden) leis-
ten. Bei Teilzeitbeschäftigung verringert sich diese Mindest-
stundenzahl entsprechend dem Verhältnis zwischen der er-
mäßigten und der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit.

Dienst zu wechselnden Zeiten wird geleistet, wenn mindestens 
viermal im Kalendermonat die Differenz zwischen den An-
fangsuhrzeiten zweier Dienste mindestens sieben und höchstens 
17 Stunden beträgt. Bereitschaftsdienst gilt nicht als Dienst im 
Sinne dieser Vorschrift.

§ 17b 
Höhe der Zulage

(1) Die Zulage setzt sich zusammen aus
1.	 einem Grundbetrag von 2,40 Euro je geleisteter Nacht-

dienststunde, höchstens jedoch 108 Euro monatlich,
2.	 einem Erhöhungsbetrag von 1 Euro für jede zwischen 0 Uhr 

und 6 Uhr geleistete Stunde sowie
3.	 einem monatlichen Zusatzbetrag von 20 Euro für Beamtin-

nen und Beamte, die im Kalendermonat mindestens dreimal 
überwiegend an einem Samstag, Sonntag oder Feiertag zu 
Diensten herangezogen werden.

Für angefangene Stunden wird die Zulage anteilig gewährt.
(2) Geleistete Nachtdienststunden, die wegen der Höchstgren-

ze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nicht mit dem Grundbetrag 
abgegolten werden, werden jeweils in den folgenden Kalender-
monat übertragen; angefangene Nachtdienststunden werden an-
teilig übertragen. Der Übertrag ist auf 135 Nachtdienststunden 
begrenzt. Die übertragenen Nachtdienststunden werden nach 
Maßgabe des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 auch dann vergütet, 
wenn in dem entsprechenden Kalendermonat die Voraussetzun-
gen des § 17a nicht vorliegen.

§ 17c 
Ausschluss der Zulage

Die Zulage wird nicht gewährt
1.	 soweit nicht zwischen Volldienst und Bereitschaftsdienst 

unterschieden wird,
2.	 folgenden Besoldungsempfängern:

a)	 Beamtinnen und Beamte, die als Pförtnerinnen und 
Pförtner oder Wächterinnen und Wächter tätig sind,

b)	 Beamtinnen und Beamten, die
aa)	nach § 22 Zulagen für besondere Einsätze erhalten 

oder
bb)	Auslandsdienstbezüge oder einen Auslandsverwen-

dungszuschlag nach dem 5. Abschnitt des Bundes-
besoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin erhalten,

c)	 Beamtinnen und Beamten, die auf Schiffen und schwim-
menden Geräten tätig sind, wenn die durch diese Tätig-
keit bedingte besondere Dienstplangestaltung bereits an
derweitig berücksichtigt ist.

§ 17d 
Weitergewährung bei vorübergehender 

Dienstunfähigkeit
Für die Weitergewährung der Zulage für Dienst zu wechseln-

den Zeiten gilt § 4a entsprechend.“
22.	Der bisherige 3. Abschnitt wird der 4. Abschnitt.
23.	In § 18 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 19 bis 26“ durch die An-

gabe „§§ 19 bis 23b“ ersetzt.
24.	§ 19 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Beamte“ die Wörter 
„und Soldaten“ gestrichen, vor den Wörtern „zum Spreng
stoffentschärfer“ die Wörter „zur Sprengstoffentschärfe-
rin oder“ eingefügt und die Angabe „15,34 Euro“ durch 
die Angabe „16,81 Euro“ ersetzt.

bb)	Satz 3 wird aufgehoben.
e)	 Absatz 4 wird aufgehoben.

14.	In § 12 Absatz 1 werden vor dem Wort „Beamte“ die Wörter 
„Beamtinnen und“ eingefügt und nach dem Wort „Beamte“ die 
Wörter „und Soldaten“ gestrichen.

15.	§ 13 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird die Angabe „1,53 Euro“ durch die Angabe 
„1,73 Euro“, die Angabe „2,56 Euro“ durch die Angabe 
„2,89 Euro“, die Angabe „4,09 Euro“ durch die Angabe 
„4,63 Euro“, die Angabe „6,65 Euro“ durch die Angabe 
„7,54 Euro“ und die Angabe „9,20 Euro“ durch die An-
gabe „10,42 Euro“ ersetzt.

bb)	In Satz 2 wird die Angabe „0,51 Euro“ durch die Angabe 
„0,58 Euro“, die Angabe „1,02 Euro“ durch die Angabe 
„1,16 Euro“, die Angabe „1,53 Euro“ durch die Angabe 
„1,73 Euro“ und die Angabe „2,05 Euro“ durch die An-
gabe „2,32 Euro“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 1 wird die Angabe „1,02 Euro“ durch die 

Angabe „1,15 Euro“ ersetzt.
bb)	In Nummer 2 wird die Angabe „1,53 Euro“ durch die 

Angabe „1,73 Euro“ ersetzt.
cc)	 In Nummer 3 wird die Angabe „2,05 Euro“ durch die 

Angabe „2,32 Euro“ ersetzt.
16.	Im 2. Abschnitt wird die Überschrift des 5. Titels wie folgt gefasst:

„5. Titel 
Zulagen für Klimaerprobung“

17.	§ 16 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 werden vor dem Wort „Beamte“ die Wörter „Be-

amtinnen und“ eingefügt und nach dem Wort „Beamte“ die 
Wörter „und Soldaten“ gestrichen.

b)	 In Satz 2 wird die Angabe „2,05 Euro“ durch die Angabe 
„2,28 Euro“ ersetzt.

c)	 In Satz 3 wird die Angabe „0,51 Euro“ durch die Angabe 
„0,57 Euro“ ersetzt.

18.	§ 16a wird aufgehoben.
19.	Im 2. Abschnitt wird die Überschrift des 6. Titels wie folgt gefasst:

„6. Titel 
Zulage für die Pflege schwer 

brandverletzter Patientinnen und Patienten“
20.	In § 17 werden vor dem Wort „Beamte“ die Wörter „Beamtin-

nen und“ eingefügt, nach dem Wort „Beamte“ die Wörter „des 
mittleren Dienstes“ durch die Wörter „der Laufbahngruppe 1 
mit dem ersten Einstiegsamt“ eingefügt, nach dem Wort „Kran-
kenpflegedienst“ die Wörter „und entsprechende Soldaten“ ge-
strichen, nach dem Wort „brandverletzten“ die Wörter „Patien-
tinnen und“ eingefügt, die Wörter „Behörde für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales“ durch die Wörter „für Gesundheit zuständi-
gen Behörde“ ersetzt und die Angabe „1,29 Euro“ durch die 
Angabe „1,46 Euro“ ersetzt.

21.	Nach § 17 wird folgender neuer 3. Abschnitt eingefügt:

„3. Abschnitt 
Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten

§ 17a 
Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten

Beamtinnen und Beamte erhalten eine monatliche Zulage, 
wenn sie
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1.	 zeitlich überwiegend Kranke in geschlossenen oder halbge-
schlossenen (Open-door-System) psychiatrischen Abteilun-
gen oder Stationen oder als Beamtinnen und Beamte des 
Justizvollzugsdienstes ständig Kranke in psychiatrischen 
Abteilungen oder Stationen pflegen,

2.	 ständig in Abteilungen für zwangsasylierte asoziale Tuber-
kulosekranke tätig sind,

3.	 als Beamtinnen und Beamte des Justizvollzugsdienstes die 
Voraussetzungen einer Zulage nach Absatz 2 erfüllen,

erhalten eine Zulage von monatlich 62,05 Euro.
(4) Eine Zulage wird jeweils nur einmal gewährt. Sind die 

Voraussetzungen für eine Zulage nach den Absätzen 1 und 2 er-
füllt, so werden beide Zulagen nebeneinander gewährt. Eine 
Stellenzulage nach Nummer  12 der Vorbemerkungen zu den 
Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin ist mit dem Be-
trag von 46,02 Euro anzurechnen.“

27.	§ 22 wird wie folgt gefasst:

„§ 22 
Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamte für besondere polizeiliche 
Einsätze sowie für Beamtinnen und Beamte als 

Verdeckte Ermittlerinnen und Verdeckte Ermittler
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte  

erhalten eine Zulage, wenn sie für besondere polizeiliche Ein-
sätze in einer der in den Absätzen 2 und 3 genannten Einheiten 
verwendet werden.

(2) Die Zulage beträgt bei einer Verwendung in der Abteilung 
für Operative Dienste oder dem Dezernat für Fahndung des Lan-
deskriminalamtes 188 Euro monatlich. Sie erhöht sich bei einer 
Verwendung als Einsatzbeamtin oder Einsatzbeamter
1.	 in einem Spezialeinsatzkommando auf 425 Euro monatlich,
2.	 in einem Mobilen Einsatzkommando auf 375 Euro monat-

lich,
3.	 in einem Personenschutzkommando auf 375 Euro monat-

lich.
(3) Die Zulage beträgt bei einer Verwendung als Einsatzbe-

amtin oder Einsatzbeamter in einer Gliederungseinheit für Fahn-
dung, Aufklärung und Observation (FAO) 375 Euro monatlich 
sowie in einer Mobilen Fahndungseinheit (MFE) 188 Euro mo-
natlich.

(4) Verdeckte Ermittlerinnen und Verdeckte Ermittler, die 
unter einer verliehenen, auf Dauer angelegten veränderten Iden-
tität (Legende) verwendet werden, erhalten eine Zulage von 375 
Euro monatlich.

(5) Sofern mehrere Zulagentatbestände nach den Absätzen 2, 
3 und 4 erfüllt sind, wird nur die höchste Zulage gewährt. Die 
Zulage erhalten auch Beamtinnen und Beamte, die sich nach 
Abschluss eines Auswahlverfahrens in der Ausbildung zu einer 
der in den Absätzen 2 und 3 genannten Verwendung befinden.

(6) Die Zulage wird nicht neben einer Stellenzulage nach 
Nummer  6 und 8 der Vorbemerkungen zu den Bundesbesol-
dungsordnungen A und B des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Überleitungsfassung für Berlin und einer Zulage nach §  22a  
gewährt. Neben einer Stellenzulage nach Nummer 7 der Vorbe-
merkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Ber-
lin wird die Zulage nur gewährt, soweit sie unter Hinzurechnung 
der Stellenzulage nach Nummer 9 der Vorbemerkungen zu den 
Bundesbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin den Betrag der 
Stellenzulage nach Nummer 7 der Vorbemerkungen zu den Bun-
desbesoldungsordnungen A und B des Bundesbesoldungsgeset-
zes in der Überleitungsfassung für Berlin übersteigt.“

aa)	 In Nummer  4 werden nach dem Wort „Bundesbesol-
dungsgesetzes“ die Wörter „in der Überleitungsfassung 
für Berlin“ eingefügt.

bb)	Die Angabe „§§  20 bis 26“ wird durch die Angabe 
„§§ 21 bis 23b“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden vor dem Wort „Beamten“ die Wörter 

„Beamtinnen und“ eingefügt, das Wort „Beamtenversor-
gungsgesetzes“ durch das Wort „Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes“ ersetzt und die Wörter „oder bei Solda
ten die Voraussetzungen des §  27 des Soldatenversor-
gungsgesetzes in Verbindung mit § 37 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes“ gestrichen.

bb)	In Satz 2 werden die Wörter „der Beamte oder Soldat“ 
durch die Wörter „Beamtinnen und Beamte“ und das 
Wort „war“ durch das Wort „waren“ ersetzt.

25.	§ 20 wird aufgehoben.
26.	§ 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21 
Zulagen für die Pflege von Kranken

(1) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 mit dem 
zweiten Einstiegsamt im Krankenpflegedienst, die
1.	 in psychiatrischen oder neurologischen Kliniken, Abteilun-

gen oder auf psychiatrischen oder neurologischen Stationen 
ständig Patientinnen und Patienten mit psychiatrischem oder 
neurologischem Krankheitsbild pflegen,

2.	 in psychiatrischen oder neurologischen Kliniken, Abteilun-
gen oder auf psychiatrischen oder neurologischen Stationen 
in der elektrophysiologischen Funktionsdiagnostik oder in 
der Röntgendiagnostik tätig sind und ständig Patientinnen 
und Patienten mit psychiatrischem oder neurologischem 
Krankheitsbild betreuen,

3.	 ständig Patientinnen und Patienten mit psychiatrischem oder 
neurologischem Krankheitsbild bei der Arbeitstherapie be-
aufsichtigen oder ständig mit diesen Patientinnen und Patien-
ten zu arbeitstherapeutischen Zwecken zusammenarbeiten,

erhalten eine Zulage von monatlich 15,57 Euro.
(2) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 mit dem 

zweiten Einstiegsamt im Krankenpflegedienst, die die Grund- 
und Behandlungspflege zeitlich überwiegend bei
1.	 an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Patientinnen 

und Patienten (zum Beispiel an Tuberkulose Erkrankte), die 
wegen der Ansteckungsgefahr in besonderen Infektionsab
teilungen oder Infektionsstationen untergebracht sind,

2.	 Kranken in geriatrischen Abteilungen oder Stationen,
3.	 gelähmten oder an multipler Sklerose erkrankten Patientin-

nen und Patienten,
4.	 Patientinnen und Patienten nach Transplantationen innerer 

Organe oder von Knochenmark,
5.	 an AIDS (Vollbild) erkrankten Patientinnen und Patienten,
6.	 Patientinnen und Patienten, bei denen Chemotherapien durch

geführt oder die mit Strahlen oder mit inkorporierten radio-
aktiven Stoffen behandelt werden,

7.	 Patientinnen und Patienten in Einheiten für Intensivmedizin,
ausüben, erhalten eine Zulage von monatlich 46,71 Euro. Die 
Zulage erhalten auch Beamtinnen und Beamte, die unmittelbare 
Aufsichtsfunktionen im Krankenpflegedienst über die vorste-
hend genannten ihnen ständig unterstellten Beamtinnen und 
Beamten wahrnehmen; das gilt auch für deren ständige Vertrete-
rinnen und Vertreter. Auf die Zulage wird eine für denselben 
Kalendermonat zustehende Zulage nach § 17 angerechnet.

(3) Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 mit dem 
zweiten Einstiegsamt im Krankenpflegedienst, die
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cc)	 In Satz 3 werden vor dem Wort „Beamten“ die Wörter 
„Beamtinnen und“ eingefügt.

c)	 In Absatz 4 wird die Angabe „255,65 Euro“ durch die An-
gabe „260,58 Euro“ ersetzt.

31.	Die §§ 23a und 23b werden wie folgt gefasst:

„§ 23a 
Zulage für Höhenrettungstätigkeit

(1) Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Diens-
tes erhalten eine Zulage für die Tätigkeiten der Höhenrettung.

(2) Diese Tätigkeiten sind die rettungsdienstliche oder not-
ärztliche Versorgung und die Evakuierung von Menschen aus 
Notlagen und die technische Hilfeleistung in Höhen oder Tiefen 
sowie Übungen der Höhenrettung. Die Tätigkeiten der Höhen-
rettung müssen zu den regelmäßigen Aufgaben der Beamtinnen 
und Beamten gehören.

(3) Die Zulage für Höhenrettungstätigkeit beträgt monatlich 
100 Euro.

§ 23b 
Zulage für Tauchertätigkeit

(1) Beamtinnen und Beamte erhalten eine Zulage für Taucher-
tätigkeiten.

(2) Tauchertätigkeiten sind Übungen oder Arbeiten im Wasser
1.	 im Taucheranzug ohne Helm oder ohne Tauchgerät,
2.	 mit Helm oder Tauchgerät.
Zu den Tauchertätigkeiten gehören auch Übungen oder Arbeiten 
in Pressluft (Druckkammern).

(3) Die Zulage für Tauchertätigkeit beträgt monatlich 100 
Euro.“

32.	Die §§ 23c bis 23n werden aufgehoben.
33.	Der bisherige 4. Abschnitt wird der 5. Abschnitt.
34.	Nach dem 5. Abschnitt wird folgender 6. Abschnitt eingefügt:

„6. Abschnitt 
Übergangsregelung

§ 28 
Übergangsregelung 

für die Umstellung von den Zulagen für 
Wechselschichtdienst und für Schichtdienst 

auf die Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten
Beamtinnen und Beamten, die ab dem 1. Januar 2018 einen 

Anspruch auf eine Zulage für Wechselschicht- oder Schicht-
dienst nach § 20 Absatz 1 oder 2 in der bis zum 31. Dezember 
2017 geltenden Fassung haben, wird die Zulage für den Zeit-
raum vom 1. Januar 2018 bis zum Juni 2019 in gleicher Höhe als 
Vorschuss fortgezahlt, sofern die zulagenberechtigende Tätig-
keit während dieser Monate fortgesetzt wird. Der Vorschuss 
wird mit der Zulage verrechnet, die der Beamtin oder dem 
Beamten für den Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum Juni 
2019 auf Grundlage der §§ 17a bis 17c zusteht; ein positiver Dif-
ferenzbetrag wird ausgezahlt.“

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in Kraft.

Berlin, den 5. Juni 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

28.	§ 22a wird wie folgt gefasst:

„§ 22a 
Zulage für Polizeivollzugsbeamtinnen 

und Polizeivollzugsbeamte als fliegendes Personal
(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, 

die als Luftfahrzeugführerin oder Luftfahrzeugführer oder Flug-
technikerin oder Flugtechniker verwendet werden, erhalten eine 
Zulage.

(2) Die Zulage erhalten auch Polizeivollzugsbeamtinnen und 
Polizeivollzugsbeamte, die
1.	 auf Grund von Dienstvorschriften oder Dienstanweisungen 

als nichtständige Luftfahrzeugbesatzungsangehörige zum 
Mitfliegen in Luftfahrzeugen dienstlich verpflichtet sind und 
mindestens zehn Flüge im laufenden Kalendermonat nach-
weisen,

2.	 in Erfüllung ihrer Aufgaben als Prüferin oder Prüfer von 
Luftfahrtgerät zum Mitfliegen verpflichtet sind 

(Sondergruppe). Eine Anrechnung von Flügen aus anderen Ka-
lendermonaten und von Reiseflügen ist nicht zulässig.

(3) Die Zulage beträgt monatlich für Polizeivollzugsbeam
tinnen und Polizeivollzugsbeamte in der Verwendung als
1.	 Luftfahrzeugführerin oder Luftfahrzeugführer oder Flug-

technikerin oder Flugtechniker jeweils mit Zusatzqualifika-
tion 208,47 Euro,

2.	 Luftfahrzeugführerin oder Luftfahrzeugführer oder Flug-
technikerin oder Flugtechniker jeweils ohne Zusatzquali
fikation 162,85 Euro,

3.	 Angehörige der Sondergruppe (Absatz  2) bei zehn oder 
mehr Flügen im laufenden Kalendermonat 58,60 Euro.

Werden im laufenden Kalendermonat weniger als zehn, jedoch 
mindestens fünf Flüge nachgewiesen, vermindert sich die Zulage 
für jeden fehlenden Flug um 4,60 Euro. §  19 findet keine An
wendung. Zusatzqualifikation im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 
sind insbesondere Instrumentenflugberechtigung sowie die er-
worbene Ausbildung im Umgang mit Bildverstärkerbrille oder 
Wärmebildkamera.“

29.	Nach § 22a wird folgender § 22b eingefügt:

„§ 22b 
Zulage für die Verwendung in der Bereitschaftspolizei

Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte erhal-
ten bei einer Verwendung in der Bereitschaftspolizei eine Zula-
ge in Höhe von 80 Euro monatlich.“

30.	§ 23 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz  1 werden vor dem Wort „Beamte“ die Wörter 
„Beamtinnen und“ eingefügt, die Wörter „und Soldaten“ 
gestrichen und vor dem Wort „Räumgruppenleiter“ die 
Wörter „Räumgruppenleiterinnen und“ eingefügt.

bb)	In Satz 2 wird die Angabe „586,47 Euro“ durch die An-
gabe „642,43 Euro“ ersetzt, vor dem Wort „Beamten“ 
werden die Wörter „Beamtinnen und“ eingefügt und 
nach dem Wort „Beamten“ werden die Wörter „oder 
Soldaten“ gestrichen.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz  1 werden vor dem Wort „Beamte“ die Wörter 

„Beamtinnen und“ und vor dem Wort „Feuerwerker“ die 
Wörter „Feuerwerkerinnen und“ eingefügt.

bb)	Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Die Zulage beträgt monatlich höchstens 406,50 Euro 
für Feuerwerkerinnen und Feuerwerker, sofern sie selbst 
Munition und Sprengkörper entschärfen, für die Hilfs-
kräfte höchstens 286,63 Euro.“
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1  
Änderung des Justizverwaltungskostengesetzes Berlin 

§  2 des Justizverwaltungskostengesetzes Berlin in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. August 1993 (GVBl. S.  372), das 
zuletzt durch Artikel  2 des Gesetzes vom 16. April 2014 (GVBl.  
S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„§ 2 
Das Justizbeitreibungsgesetz in der Fassung der Bekannt

machung vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1926), das zuletzt durch 
Artikel  5 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl.  I S.  2094) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung gilt für die 
Einziehung der in § 1 Absatz 1 des Justizbeitreibungsgesetzes 
genannten Ansprüche auch insoweit, als diese Ansprüche nicht 
auf bundesrechtlicher Regelung beruhen.“

Artikel 2  
Änderung des Justizgebührenbefreiungsgesetzes 

In §  2 Absatz  1 des Justizgebührenbefreiungsgesetzes vom  
24. November 1970 (GVBl. S. 1934), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 17. März 2014 (GVBl. S. 70) geändert worden ist, 
werden die Wörter „§ 1 Nr. 5 bis 9 der Justizbeitreibungsordnung in 
ihrer jeweils geltenden Fassung“ durch die Wörter „§  1 Absatz  1 
Nummer 5 bis 9 des Justizbeitreibungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1926), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2094) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

Artikel 3 
Änderung des Gesetzes über Gebühren und Beiträge 

§  23 Absatz  2 Buchstabe e des Gesetzes über Gebühren und 
Beiträge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Gesetz 
vom 2. November 2018 (GVBl. S. 618) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst: 
„e)	des Justizverwaltungskostengesetzes vom 23. Juli 2013 (BGBl. I 

S. 2586, 2655), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom  
31. Januar 2019 (BGBl. I S. 54) geändert worden ist, des Justiz-
beitreibungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom  
27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1926), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2094) geändert worden 
ist, und des Berliner Hinterlegungsgesetzes vom 11. April 2011 
(GVBl. S. 106) in ihren jeweils geltenden Fassungen,“

Artikel 4 
Änderung der Verordnung zur Übertragung von 

Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf 
den Gebieten des Bürgerlichen Gesetzbuchs, der Zivilprozess­
ordnung, des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

sowie der Justizbeitreibungsordnung 
Die Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen zum Er-

lass von Rechtsverordnungen auf den Gebieten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, der Zivilprozessordnung, des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil
ligen Gerichtsbarkeit sowie der Justizbeitreibungsordnung vom  
25. September 2012 (GVBl. S. 348) wird wie folgt geändert: 
1.	 In der Überschrift werden die Wörter „der Justizbeitreibungsord-

nung“ durch die Wörter „des Justizbeitreibungsgesetzes“ ersetzt. 
2.	 In § 1 Nummer 4 werden die Wörter „der Justizbeitreibungsord-

nung“ durch die Wörter „des Justizbeitreibungsgesetzes“ ersetzt.

Artikel 5 
Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung  
für die Laufbahn des Justizvollstreckungsdienstes

§ 17 Absatz 4 Satz 2 Buchstabe a der Ausbildungs- und Prüfungs
ordnung für die Laufbahn des Justizvollstreckungsdienstes vom  
11. Juni 1963 (GVBl. S.  608), die zuletzt durch Artikel  X Num-
mer 18 des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst:
„a)	des Justizbeitreibungsgesetzes,“

Artikel 6  
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Juni 2019

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf  W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Michael  M ü l l e r

Gesetz
zur Anpassung des Berliner Landesrechts an die Änderungen  

der Justizbeitreibungsordnung und weiterer Gesetze
Vom 5. Juni 2019



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      75. Jahrgang      Nr. 15      18. Juni 2019 285

Verordnung
über die Außerkraftsetzung der Veränderungssperre 2-50 / 24  

im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin, Ortsteil Kreuzberg
Vom 25. April 2019

Auf Grund des § 17 Absatz 4 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in 
Verbindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Fünften Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom 6. Dezember 
2017 (GVBl. S. 664), wird verordnet:

§ 1
Die durch Verordnung vom 14. Juni 2017 (GVBl. S. 335) erlasse-

ne Veränderungssperre, verlängert durch Verordnung vom 29. Mai 
2018 (GVBl. S. 404), wird außer Kraft gesetzt.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines 
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber 
dem Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin geltend ma-
chen; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzu-
legen. Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif
ten dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbe-
achtlich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor
den sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 25. April 2019

Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg von Berlin

Monika  H e r r m a n n
Bezirksbürgermeisterin

Florian  S c h m i d t
Bezirksstadtrat
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XVII-4 im Bezirk  

Lichtenberg, Ortsteil Rummelsburg
Vom 21. Mai 2019

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283), 
wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XVII-4 vom 29. Januar 2016 in zwei Blättern 

mit Deckblatt zu Blatt 1 vom 24. April 2017 und zwei Deckblättern 
zu Blatt 2 vom 24. April 2017 und 22. März 2018 für das Gelände 
zwischen Marktstraße, Karlshorster Straße und deren südlicher Ver-
längerung, Rummelsburger See, südlicher Grenze des Grundstücks 
Kynaststraße 18 und deren östlicher Verlängerung und der östlichen 
Grenze der Kynaststraße mit Ausnahme einer Teilfläche östlich der 
Kynastbrücke sowie für Teilflächen der Marktstraße und einen Ab-
schnitt der Karlshorster Straße im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil 
Rummelsburg, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Lich-

tenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Stadtentwicklungs
amt, Fachbereich Vermessung, beglaubigte Abzeichnungen des Be-
bauungsplans können beim Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, 
Abteilung Stadtentwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich 
Stadtplanung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, kosten-
frei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit  
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Lichtenberg von Berlin schriftlich gel-
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll,  
ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die 
in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. Mai 2019

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Michael  G r u n s t 
Bezirksbürgermeister

Birgit  M o n t e i r o
Bezirksstadträtin für Stadtentwicklung, 

Soziales, Wirtschaft und Arbeit
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Auf Grund des § 46 Absatz 4 des Allgemeinen Sicherheits- und 
Ordnungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Ok
tober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 16. März 2018 (GVBl. S.186) geändert worden ist, verordnet 
der Senat nach Anhörung der Berliner Beauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit:

§ 1
(1) Durch automatisierten Abruf aus dem Polizeilichen Landes-

system zur Information, Kommunikation und Sachbearbeitung 
(POLIKS) dürfen Dienstkräften der Bundespolizei, die in der Ge-
meinsamen Ermittlungsgruppe Schleuser (GES)  des Polizeipräsi-
denten in Berlin und der Bundespolizei mit der Bekämpfung der 
Schleusungskriminalität mit Bezug zum Land Berlin beauftragt 
sind, zur Erfüllung dieser Aufgabe personenbezogene Daten zum 
Zwecke der Gefahrenabwehr und der Verfolgung und Verhütung 
von Straftaten übermittelt werden.

(2) Die Übermittlung durch Abruf nach Absatz 1 ist nur zulässig, 
wenn ohne Kenntnis der personenbezogenen Daten die Verhütung 
oder Verfolgung einer Straftat oder die Abwehr einer Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung erschwert oder entscheidend 
verzögert würde und der Abruf unter Berücksichtigung der schutz-
würdigen Belange der betroffenen Person angemessen ist. Die Ver-
antwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs liegt bei den 
abrufenden Dienstkräften der Bundespolizei in der GES. Der Poli-
zeipräsident in Berlin hat die Zulässigkeit der Übermittlung nur zu 
prüfen, wenn Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Nutzung durch 
diese Dienstkräfte bestehen.

§ 2
Personenbezogene Daten im Sinne von § 1 Absatz 1 sind: 

1.	 Daten zu betroffenen Personen mit den personenbezogenen Ka-
tegorien
a)	 Personalien (zum Beispiel Familien-/Ehename, Vornamen, 

Namensbestandteile, Geburtsdatum, Geburtsname, Namens
bestandteile des Geburtsnamens, Rufname, Geschlecht, Ge-
burtsort, Staatsangehörigkeit, akademischer Grad, Geburts-
land, frühere Staatsangehörigkeit, Volkszugehörigkeit, Er-
gänzungen zur Personalie, Status der Personalie, Quelle der 
Personalie, Ergänzungen zur Quelle, Ordensnamen, Künst-
lernamen, Aliasnamen),

b)	 Personenbeschreibung (zum Beispiel Größe, Gewicht, Täto-
wierungen, Zahnstatus oder sonstige körperliche Merkmale, 
Bekleidung, Sprachmerkmale),

c)	 Anschriften (zum Beispiel Wohnanschriften, Meldean-
schriften, Aufenthaltsorte jeweils mit Art der Ortsbezeich-
nung, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort, Ortsteil/Ge-
meinde, Staat),

d)	 zusätzliche Personendaten als INPOL-Datengruppe (zum 
Beispiel erlernter – ausgeübter Beruf, Gruppenzugehörig-
keit),

e)	 Personengebundener Hinweis als INPOL-Datengruppe (zu-
gelassene Katalogbegriffe wie beispielsweise Ansteckungs-
gefahr, bewaffnet, gewalttätig, Ausbrecher, BTM-Konsu-
ment, Freitodgefahr, Explosivstoffgefahr usw.),

f)	 Ermittlungsunterstützender Hinweis als INPOL-Datengrup-
pe (zugelassene Katalogbegriffe wie beispielsweise Betäu-

Verordnung
über die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens auf Abruf aus dem Polizeilichen Landessystem  

zur Information, Kommunikation und Sachbearbeitung (POLIKS) durch die der  
Gemeinsamen Ermittlungsgruppe Schleuser (GES) angehörigen Dienstkräfte der Bundespolizei

Vom 21. Mai 2019

bungsmittelhändler, Einbrecher, Gefährdung, Sportgewalt, 
Identität-Dokumentenbeschaffer, Identität-Passüberlasser, 
Identität, Reisender in/aus Jihad-/Krisengebiet, KFZ-Dieb, 
Menschenhandel, politisch motivierter Straftäter, Reisender 
Täter, Rocker, Schmuggler, Sexualtäter, Trick-/Taschendieb),

g)	 Leichen-/Körperteil (Beschreibung von Teilen des mensch-
lichen Körpers),

h)	 Daten des Erkennungsdienstes (zum Beispiel wann wurde 
die Erkennungsdienstliche Behandlung vorgenommen, wo 
wurde die Erkennungsdienstliche Behandlung vorgenom-
men, Lichtbilder, festgestellte rechtmäßige Personalie),

i)	 Lichtbildsatz (zum Beispiel Art der Lichtbilder, Speicherort 
der Lichtbilder), 

j)	 Serologie (zum Beispiel Blutgruppe, DNA-Status, Aufbe-
wahrungsort der Unterlagen),

k)	 Personenfahndungsnotierung (zum Beispiel Fahndungsanlass, 
Fahndungszweck, ausschreibende Behörde, Fahndungsregion, 
Frist der Fahndung, wer ist zu benachrichtigen, wer hat 
Fahndungsunterlagen),

l)	 Freiheitsentziehung – Haftdaten (zum Beispiel Datum von 
– bis, Hafturlaub, Anschrift der Justizvollzugsanstalt),

m)	 Fremdobjektreferenz (= Kennung dieser Person in anderen 
Systemen, z.B. INPOL-ID),

n)	 Mittäter (zum Beispiel Familienname, Vorname, Geburts-
datum, Geschlecht, Vorgangskennung, Ereignisbezeichnung, 
verantwortliche Dienststelle, interne POLIKS-Nummer der 
Person) und

o)	 Rechtlicher Vertreter (zum Beispiel Name, Vorname, Na-
mensbestandteile, Geschlecht, Anschrift, Erreichbarkeit) 
oder angepasste Daten bei einem Amtsvormund oder Pfleg-
schaftsinstitution,

2.	 Daten zu Institutionen, die sich jeweils auf eine identifizierte 
oder identifizierbare natürliche Person (betroffene Person) be-
ziehen,
a)	 Name der Institution,
b)	 Art der Institution (Katalogbegriffe wie Arztpraxis, Behörde, 

Geldinstitut, Krankenhaus, Versicherung, usw.),
c)	 Rechtsform (zum Beispiel AG, GmbH, GbR),
d)	 Abkürzungsname der Institution,
e)	 Organisationseinheit (zum Beispiel Filiale),
f)	 Registerdaten (zum Beispiel  Nation, Volkszugehörigkeit, 

Gerichtsstand, Registerbehörde, Registernummer, Register-
datum, Gründungsland, Gründungsgebiet, Gründungsdatum, 
Bemerkungen),

g)	 Auflösungsdaten (Auflösungsgrund, Auflösungsdatum),
h)	 Anschrift der Institution (zum Beispiel Art der Ortsbezeich-

nung, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort, Ortsteil/Ge-
meinde, Staat),

i)	 Kommunikationsverbindungen (E-Mail, Telefon, Fax usw.) 
und

j)	 Repräsentantinnen und Repräsentanten der Institution (zum 
Beispiel Namen, Vornamen, Anschrift, Erreichbarkeit),
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3.	 Daten zu Sachen, die sich auf einen bestimmten Sachtypen und 
jeweils auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche 
Person (betroffene Person) beziehen,
a)	 Ausweis oder sonstige Urkunde,
b)	 Banknote,
c)	 chemische Substanz,
d)	 Fahrrad,
e)	 Kraftfahrzeug,
f)	 Kraftfahrzeug-Kennzeichen,
g)	 Konto,
h)	 Scheck- oder Kreditkarte,
i)	 Schiff,
j)	 Schusswaffe,
k)	 Tier oder
l)	 sonstige Sachen und 

4.	 Daten zu den jeweiligen referenzierten Vorgängen, die im Infor-
mationssystem von POLIKS mit folgenden Informationen an-
gezeigt werden:
a)	 Vorgangsrolle,

aa)	abgleichspflichtige Vorgangsrollen (zum Beispiel An-
zeigender, Asylbewerber, Beteiligter, Beteiligter Schiffs
unfall-Person, Geschädigter, Gesuchter, Tatverdächtiger, 
Vermisster, Verstorbener),

bb)	weitere mögliche, aber nicht abgleichspflichtige Rollen 
(zum Beispiel angehörtes Kind, Antragsteller, Betreiber 
der Alarmanlage, Betroffener, Betroffener einer Ord-
nungswidrigkeit, ED-Behandelter, Fahrzeugführer, Fest
genommener, Halter/Eigentümer von beißendem Tier, 
Hilfloser, inhaftierte Person, Lotse, mitreisendes Kind, 
Mitteiler, Schiffseigner, Schiffsführer, Sonstiger Geschä-
digter, Störer, Verantwortlicher, vorläufig Untergebrach-
ter, Zeuge),

b)	 Vorgangstyp (zum Beispiel Straftat, Verkehrsunfall, Ord-
nungswidrigkeit, Polizeiliche Maßnahme/Tätigkeit, Leichen
sache, Gefahrenabwehr, Sonstiger Vorgang),

c)	 Ereignisbezeichnung oder Erfassungsgrund,
d)	 Vorgangskennung des referenzierten Vorgangs,
e)	 Ereigniszeit (zum Beispiel Antragszeit, Abstellzeit, Beschlag-

nahmezeit, Besichtigungszeit, Bisszeitpunkt, Brandentde-
ckungszeit, Einsatzzeit, Ereigniszeit, Feststellungszeit, Fund
zeit, Maßnahmezeit, Sterbezeit, Tatzeit, Unfallzeit, Unter
bringungszeit, Vermisstenzeit),

f)	 Ereignisort (zum Beispiel Abstellort, Antragsort, Beschlag-
nahmeort, Besichtigungsort, Bissort, Brandort, Einsatzort, 
Ereignisort, Feststellungsort, Fundort, Maßnahmeort, Sterbe
ort, Tatort, Unfallort, Unterbringungsort, Vermisstenort),

g)	 Vorgangsverantwortliche Person (zum Beispiel Dienstgrad, 
Name, Dienststelle, Telefonnummer),

h)	 Vorgangsart (zum Beispiel Vorgang, Zuarbeit, Ersuchen, 
Sammelvorgang),

i)	 Vorgangsstatus (zum Beispiel angelegt/zugewiesen, zur Über
gabe vorbereitet, zum Abschluss vorbereitet, übergeben, ab-
geschlossen, vorläufig abgegeben) und

j)	 Datum des letzten Vorgangsstatuswechsels.

§ 3
(1) Der Polizeipräsident in Berlin darf den automatisierten Abruf 

von personenbezogenen Daten aus POLIKS nur zulassen, wenn 
hierfür die individuellen Nutzungsdaten der abrufenden zugangsbe-
rechtigten Dienstkraft der Bundespolizei, die jeweilige Maschinen-
kennung und der Abfragegrund übertragen werden.

(2) Die nach § 50 des Berliner Datenschutzgesetzes vom 13. Juni 
2018 (GVBl. S. 418) in der jeweils gültigen Fassung erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen sind schriftlich im 
Sicherheitskonzept für POLIKS festgelegt.

(3) Für eine Protokollierung zum Zwecke der datenschutzrecht
lichen Kontrolle werden bei einem Datenabruf die individuellen 
Nutzungsdaten, der Abfragegrund sowie der Umfang der abgerufe-
nen Daten für die Dauer von zwei Jahren gespeichert.

(4) Die zum Abruf berechtigten Dienstkräfte der Bundespolizei 
sind der Serviceeinheit Informations- und Kommunikationstechnik 
des Polizeipräsidenten in Berlin namentlich zu benennen. Jeder be-
rechtigten Dienstkraft wird eine eigene Zugriffsberechtigung erteilt. 
Personelle Veränderungen sind unverzüglich anzuzeigen.

§ 4
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie tritt außer Kraft, wenn 
und sobald die „Vereinbarung über die Gemeinsame Ermittlungs-
gruppe Schleuser (GE Schleuser) der Bundespolizeidirektion Berlin 
und der Polizei Berlin“ durch Kündigung oder aus anderen Gründen 
hinfällig wird. Der Tag des Außerkrafttretens ist im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin bekannt zu geben.

Berlin, den 21. Mai 2019

Ramona  P o p
Bürgermeisterin

Andreas  G e i s e l
Senator für Inneres und Sport
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 11-14a-1  

im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Karlshorst
Vom 11. Juni 2019

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 6. Dezember 2017 (GVBl. S. 664), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 11-14a-1 vom 7. März 2018 mit Deckblatt 

vom 14. Januar 2019 für das Gelände zwischen der Bahnanlage von 
S-Bahnhof „Berlin-Karlshorst“ nach S-Bahnhof „Berlin-Wuhlhei-
de“, Am Carlsgarten und Treskowallee im Bezirk Lichtenberg, Orts-
teil Karlshorst, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Ver-
ordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 11-14a für das 
Gelände zwischen der Eisenbahn von S-Bahnhof „Berlin-Karls-
horst“ nach S-Bahnhof „Berlin-Wuhlheide“, der Bezirksgrenze, der 
nordöstlichen Grenze des Geläufes der Trabrennbahn, der Verlänge-
rung der westlichen Grenze sowie der westlichen Grenze des Grund-
stückes Treskowallee 117A-117B sowie ihrer Verlängerung bis zur 
Treskowallee und der Treskowallee im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil 
Karlshorst, vom 3. November 2004 (GVBl. S.  507) festgesetzten 
Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Lich-

tenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Soziales, Wirt-
schaft und Arbeit, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, 
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim 
Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, 
Soziales, Wirtschaft und Arbeit, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich 
Stadtplanung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, Untere 
Denkmalschutzbehörde, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.
§ 4

	(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung 
gegenüber dem Bezirksamt Lichtenberg von Berlin schriftlich gel-
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in 
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. Juni 2019

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

Michael  G r u n s t 
Bezirksbürgermeister

Birgit  M o n t e i r o
Bezirksstadträtin für Stadtentwicklung, 

Soziales, Wirtschaft und Arbeit
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Bekanntmachung
über die Aufhebung der Befristung in § 10a Absatz 1  

des Glücksspielstaatsvertrags 

Die Ministerpräsidentenkonferenz hat gemäß § 35 Absatz 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags den Beschluss gefasst, die Befristung der 
Experimentierklausel in § 10a Absatz 1 des Glücksspielstaatsvertrags 
aufzuheben.

Berlin, den 15. Mai 2019

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister
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